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1. Vorbemerkungen  

Dieser Sachstand stellt Informationen über von Regierungen finanzierte Programme gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus, Antiziganismus, Queerfeindlichkeit sowie alle 
anderen Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in Ländern der Europäischen Union 
zusammen. Auftragsgemäß ausgewählt wurden die Mitgliedstaaten Frankreich, Italien, 
Österreich, Schweden und Spanien.  

Aufgrund der Breite der Fragestellung beschränken sich die folgenden Ausführungen auf die aus 
den jeweiligen Ländern übermittelten Informationen, die zum Teil sehr unterschiedlich in der 
Schwerpunktsetzung und der Ausführlichkeit ausfallen. Es besteht kein Anspruch auf 
Vollständigkeit. Über die Finanzierung der jeweiligen Programme wurden nur punktuelle 
Hinweise zu einzelnen Projekte gegeben, sodass keine Aussagen über ein Gesamtbudget getroffen 
werden können. Zu der Frage der Evaluierung der Programme im Hinblick auf ihren Erfolg 
wurden aus den jeweiligen Ländern ebenfalls kaum Informationen übermittelt, sodass dieser 
Aspekt nicht ausführlicher behandelt werden konnte.  

2. Frankreich  

Die französische Regierung veröffentlicht regelmäßig nationale Pläne zur Bekämpfung von 
Rassismus, Antisemitismus und Diskriminierung. In den letzten Jahren waren dies: 

• der Plan „Frankreich gegen Rassismus und Antisemitismus mobilisieren (2015-2017)“1, 
• der „Nationale Plan zur Bekämpfung von Rassismus und Antisemitismus (2018-2020)“2 
• der „Nationale Plan zur Förderung der Gleichberechtigung und zur Bekämpfung des 

Hasses und der Diskriminierung gegen LGBTQ+ (2020-2023)“3.  

Der aktuelle „Nationale Plan zur Bekämpfung von Rassismus, Antisemitismus und 
Diskriminierung aus Gründen der Herkunft (2023-2026)“4 umfasst 80 Maßnahmen, u.a. in den 
Bereichen Bildung und Training.  

Für die Umsetzung der nationalen Pläne wurde 2012 die „Interministerielle Delegation für den 
Kampf gegen Rassismus, Antisemitismus und den Hass gegen LGBT (DILCRAH)“5 eingerichtet. 
DILCRAH ist ein interministerielles Gremium, das an den Premierminister berichtet und für die 

 

1 Online abrufbar unter: https://www.gouvernement.fr/sites/default/files/contenu/piece-
jointe/2015/05/dilcra_mobilizing_france_against_racism_and_antisemitism.pdf 

2 Online abrufbar unter: https://www.gouvernement.fr/sites/default/files/contenu/piece-
jointe/2018/06/national_plan_against_racism_and_anti-semitism_2018-2020.pdf 

3 Online abrufbar unter: https://www.gouvernement.fr/sites/default/files/contenu/piece-
jointe/2020/12/dilcrah_plan-lgbt_2020-2023_en.pdf 

4 Online abrufbar unter (nur in französischer Sprache): https://www.enseignementsup-
recherche.gouv.fr/sites/default/files/2023-02/plan-national-de-lutte-contre-le-racisme-l-antis-mitisme-et-les-
discriminations-li-es-l-origine-2023-2026-26358.pdf 

5 Siehe hierzu: https://www.gouvernement.fr/dilcrah 
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Gestaltung, Koordinierung und Leitung der staatlichen Politik im Kampf gegen Rassismus, 
Antisemitismus und LGBT-Hass zuständig ist. Es berät und koordiniert die Arbeit der 
Ministerien und ist der Hauptkontakt für alle Institutionen und Vereine, die sich mit der 
Verteidigung der Menschenrechte und der Bekämpfung von Diskriminierung beschäftigen.  

Im Jahr 2022 betrug das Budget von DILCRAH 8,4 Millionen Euro, in 2023 9,2 Millionen Euro. 
95 Prozent der Gelder werden an Organisationen und Museen durch Ausschreibungen für 
Projekte vergeben. Im Jahr 2022 haben beispielsweise 1.030 Organisationen eine Finanzierung 
von DILCRAH erhalten.6 

3. Italien  

In Italien wurde 2003 das „Nationale Büro gegen Diskriminierung aus Gründen der Rasse 
(UNAR)“7 eingerichtet. UNAR ist die nationale Gleichstellungsstelle und fördert u. a. das 
Gedenken der Opfer des Holocaust. 

Zu den wichtigsten Projekten von UNAR gehört die Umsetzung von Strategien, die auf EU-
Initiativen zurückgehen. Dazu zählt die „Nationale Strategie für Gleichberechtigung, Inklusion 
und Teilhabe von Sinti und Roma (2021-2023)“8. Die Umsetzung der Strategie wird aus 
nationalen, regionalen sowie EU-Mitteln finanziert. Zuvor hatte die italienische Regierung bereits 
die „Nationale Strategie für die Inklusion von Sinti, Roma und Camminanti (2012-2020)“9 
verabschiedet. Des Weiteren fällt darunter die „Nationale Strategie zum Schutz der Rechte von 
LGBTQ-Personen (2022-2025)“10, die ebenfalls aus nationalen sowie EU-Mitteln finanziert wird. 
Im Rahmen der Strategie zum Schutz von LGBTQ-Personen können Verbände und 
Organisationen eine finanzielle Unterstützung beantragen. Für ein Projekt können bis zu 10.000 
Euro ausgezahlt werden. Das gesamte Budget dafür liegt bei 350.000 Euro. Des Weiteren arbeitet 
UNAR derzeit an einem neuen nationalen Plan gegen Rassismus, Xenophobie und Intoleranz. 
Zuvor hatte die italienische Regierung den „Nationalen Plan gegen Rassismus, Xenophobie und 
Intoleranz (2014-2016)“11 verabschiedet.  

 

6 Siehe hierzu: https://www.vie-publique.fr/discours/288442-isabelle-rome-30012023-plan-national-lutte-contre-
racisme-antisemitisme 

7 Siehe hierzu: https://www.unar.it/portale/web/unar-en/home 

8 Online abrufbar unter: 
https://www.unar.it/portale/documents/20125/51449/National_Roma_and_Sinti_strategy_2021-
2030_EN+16.11+%281%29.pdf/684d9783-45a5-a433-3bb7-ff9454b29dfe?t=1669798250231 

9 Online abrufbar unter: 
https://www.unar.it/portale/documents/20125/51449/italy_national_strategy_roma_inclusion_en.pdf/b12fb82d-
02ea-5878-df96-d4ef754618f9?t=1644234982738  

10 Online abrufbar unter (nur in italienischer Sprache): 
https://www.unar.it/portale/documents/20125/113907/Strategia+nazionale+LGBTI%2B+2022+rev+A.pdf/8f04f
55a-ee93-92b5-2bf3-d5bd59e7c163?t=1665040970207  

11 Siehe hierzu: https://www.unar.it/portale/web/unar-en/national-action-plan-against-racism-xenophobia-and-
intolerance-2014-2016- 
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Darüber hinaus beteiligt sich UNAR auch an einzelnen EU-Projekten, wie die Projekte „REASON 
– React in the struggle against online hate speech“12 und „C.O.N.T.R.O – Counter Narratives 
Against Racism Online“13 oder das Projekt „F.A.D.E – Fight Against Antisemitism through 
training and awareness raising activities.“14 

4. Österreich 

Zur Bekämpfung von Antisemitismus hat die österreichische Regierung 2021 die „Strategie der 
Republik Österreich zur Verhütung und Bekämpfung aller Formen von Antisemitismus“15 
verabschiedet. Die Strategie umfasst 38 Maßnahmen in sechs strategischen Säulen:  

• Bildung, Ausbildung und Forschung;  
• Sicherheit und Schutz jüdischer Gemeinschaften und Einrichtungen;  
• effektive Strafverfolgung;  
• Rahmenbedingungen im Integrationsbereich;  
• Dokumentation und europaweiter Datenvergleich;  
• gesamtgesellschaftlicher Ansatz.  

Einige der Maßnahmen wurden bereits umgesetzt, wie die Einrichtung des Nationalen Forums 
gegen Antisemitismus16 oder die Verabschiedung des Bundesgesetzes über die Absicherung des 
österreichisch-jüdischen Kulturerbes, mit dem die finanzielle Unterstützung der Jüdischen 
Gemeinde in Österreich in Höhe von sieben Millionen Euro jährlich sichergestellt wird. Darüber 
hinaus werden weitere Projekte finanziert, zum Beispiel 1,5 Millionen Euro für die 
Bildungsarbeit der Gedenkstätte Yad Vashem. Über die Umsetzung der Strategie unterrichtet das 
Bundeskanzleramt das österreichische Parlament in einem jährlichen Bericht.17 Eine Evaluation 
der gesamten Strategie soll 2024 durch die Abteilung „Förderung Österreichisch-Jüdisches 
Kulturerbe und Antisemitismusbekämpfung“ beim Bundekanzleramt erfolgen. 

 

12 Siehe hierzu: https://reasonproject.eu/ 

13 Siehe hierzu: https://ec.europa.eu/newsroom/just/items/704254/en 

14 Siehe hierzu: https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/opportunities/portal/screen/how-to-participate/org-
details/999827210/project/101084814/program/43251589/details 

15 Online abrufbar unter: https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:8bd2975f-0483-4e74-abd9-
d66446195d7c/antisemitismusstrategie.pdf 

16 Siehe hierzu: https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/nachrichten-der-
bundesregierung/2022/06/edtstadler-erstes-nationales-forum-gegen-antisemitismus-tagt-in-
wien.html#:~:text=Mit%20dem%20Nationalen%20Forum%20gegen,%C3%96sterreichs%20beim%20Kampf%
20gegen%20Antisemitismus.  

17 Online abrufbar unter: https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:21f95541-9e4d-4104-9464-
f261ff35dfc2/1_bericht_antisemitismusstrategie_2021.pdf, sowie: 
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:40c03b24-30d5-495f-b50d-
009f4284da96/2_bericht_nsa_2022_nb.pdf  

https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/nachrichten-der-bundesregierung/2022/06/edtstadler-erstes-nationales-forum-gegen-antisemitismus-tagt-in-wien.html#:~:text=Mit%20dem%20Nationalen%20Forum%20gegen,%C3%96sterreichs%20beim%20Kampf%20gegen%20Antisemitismus
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/nachrichten-der-bundesregierung/2022/06/edtstadler-erstes-nationales-forum-gegen-antisemitismus-tagt-in-wien.html#:~:text=Mit%20dem%20Nationalen%20Forum%20gegen,%C3%96sterreichs%20beim%20Kampf%20gegen%20Antisemitismus
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/nachrichten-der-bundesregierung/2022/06/edtstadler-erstes-nationales-forum-gegen-antisemitismus-tagt-in-wien.html#:~:text=Mit%20dem%20Nationalen%20Forum%20gegen,%C3%96sterreichs%20beim%20Kampf%20gegen%20Antisemitismus
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/nachrichten-der-bundesregierung/2022/06/edtstadler-erstes-nationales-forum-gegen-antisemitismus-tagt-in-wien.html#:~:text=Mit%20dem%20Nationalen%20Forum%20gegen,%C3%96sterreichs%20beim%20Kampf%20gegen%20Antisemitismus
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Im Zusammenhang mit der Bekämpfung von Antisemitismus fördert das Bildungsministerium 
darüber hinaus seit dem Jahr 2000 das Bildungsprogramm ERINNERN:AT18. In dem Programm 
werden Lehrmaterialien über verschiedene Themen erarbeitet:  

• den Holocaust;  
• die Verbrechen des Nationalsozialismus;  
• den Genozid an Sinti und Roma;  
• die Prävention von Antisemitismus und Rassismus;  
• die Erinnerungskultur und Geschichte des Zweiten Weltkrieges;  
• die Jüdische Geschichte in Österreich.  

ERINNERN:AT bietet auch Trainings für Lehrer an. Gemeinsam mit dem „Zentrum Polis – Politik 
lernen in der Schule“19, das ebenfalls Materialien für Lehrer u.a. zu Extremismus und Rassismus 
erstellt, wird ERINNERN:AT jährlich mit ca. einer Million Euro vom Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung gefördert. Dabei wird das Programm seit seinem Beginn 
von einem wissenschaftlichen Beirat und weiteren Forschungseinrichtungen begleitet.  

Des Weiteren hat die österreichische Regierung 2017 das „Bundesweite Netzwerk 
Extremismusprävention und Deradikalisierung (BNED)“20 ins Leben gerufen. Das Netzwerk wird 
vom Innenministerium koordiniert und besteht aus Vertreterinnen und Vertretern 
unterschiedlicher Ministerien, der Bundesländer, der Zivilgesellschaft, dem Städte- und dem 
Gemeindebund sowie Experten aus Wissenschaft und Forschung. Sie stimmen sich in 
regelmäßigen Abständen zu strategischen Aspekten von Extremismusprävention und 
Deradikalisierung in Österreich ab.  

Im Jahr 2018 hat das Netzwerk die „Österreichische Strategie Extremismusprävention und 
Deradikalisierung“21 veröffentlicht. Diese soll allen österreichischen Akteuren, die mit den 
Themen Extremismusprävention und Deradikalisierung betraut sind, eine Orientierung liefern. 
Die Strategie enthält u.a. ein Kapitel zur Politik- und Demokratiekultur, das die Stärkung von 
Demokratie und Demokratiebewusstsein als wesentliche Voraussetzung für die Bekämpfung von 
Extremismus benennt. Nach dem Terroranschlag in Wien am 2. November 2020 beschloss die 
österreichische Regierung weitere Maßnahmen zur Extremismusprävention22 in sozialen 
Bereichen, insbesondere im Bildungsbereich, sowie den Ausbau von Anlaufstellen und 
niederschwelligen Beratungsangeboten. Für die Umsetzung sind acht Millionen Euro vorgesehen.  

 

18 Siehe hierzu: https://www.erinnern.at/ 

19 Siehe hierzu: https://www.politik-lernen.at/home 

20 Siehe hierzu: https://www.bundeskanzleramt.gv.at/agenda/jugend/lebensqualitaet-und-
miteinander/extremismuspraevention.html 

21   Online abrufbar unter: 
https://www.dsn.gv.at/501/files/Praevention/767_Strategie_Extremismuspraevention_und_Deradikalisierung_p
ublikation_210x297mm_DE_WEB_20190115.pdf  

22 Siehe hierzu: https://www.bmkoes.gv.at/dam/jcr:10c06a9e-e7e3-4a7e-878d-e6370c340b68/42_25_mrv.pdf  

https://www.dsn.gv.at/501/files/Praevention/767_Strategie_Extremismuspraevention_und_Deradikalisierung_publikation_210x297mm_DE_WEB_20190115.pdf
https://www.dsn.gv.at/501/files/Praevention/767_Strategie_Extremismuspraevention_und_Deradikalisierung_publikation_210x297mm_DE_WEB_20190115.pdf
https://www.bmkoes.gv.at/dam/jcr:10c06a9e-e7e3-4a7e-878d-e6370c340b68/42_25_mrv.pdf
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Im Rahmen dieses Beschlusses wird beispielsweise vom Bildungsministerium die Initiative 
„Extremismusprävention macht Schule“ finanziert. In diesem Projekt werden Workshops an 
Schulen regelmäßig und auf Nachfrage durchgeführt. Die Workshops umfassen folgende Themen: 

• Konfliktresolution und Gewaltprävention;  
• Extremistische Gruppen und Ideologien; Radikalisierungsprozesse;  
• Diskriminierung und Sensibilisierung für Vorurteile;  
• österreichische Geschichte und Erinnerungskultur.  

Die österreichische Agentur für Bildung und Internationalisierung (OeAD) ist mit der Umsetzung 
betraut. Das Programm läuft von April 2022 bis Juli 2024, und es sind insgesamt ca. 4.600 
Workshops geplant. Die Finanzierung für diesen Zeitraum beträgt gut 2,5 Millionen Euro. Die 
Evaluation habe gezeigt, dass das Programm in den Schulen sehr gut aufgenommen worden sei. 
Lehrer hätten in der Umfrage am häufigsten angegeben, dass Schüler ihre eigenen Vorurteile 
reflektierten und die Konsequenzen von Diskriminierung besser verstanden hätten. Die 
Evaluierung habe ebenfalls gezeigt, dass großes Interesse an der Fortsetzung des Projekts bestehe. 
Für den Zeitraum 2024 bis 2026 wird derzeit eine neue Finanzierungsvereinbarung ausgehandelt. 
In einem ähnlichen Programm hatte das Bildungsministerium bereits in den Jahren 2015 bis 2017 
Mittel in Höhe von ca. 750.000 Euro für Workshops bereitgestellt, die vom „Zentrum polis – 
Politik Lernen in der Schule“ organisiert wurden.  

Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz fördert 
ebenfalls im Rahmen des o. g. Beschlusses relevante Projekte von Organisationen. Der Verein 
„dieziwi – Die Zivilgesellschaft wirkt“23 baut beispielsweise ein österreichweites Netzwerk für 
den Austausch über Extremismusprävention in der Zivilgesellschaft auf. Ferner sind seit 2022 im 
Budget des Sozialministeriums weitere drei Millionen Euro für Präventionsprojekte sowohl in 
Schulen als auch außerhalb von Schulen (z. B. in der Jugendarbeit) vorgesehen. Zu den 
Förderprioritäten gehören u. a. Programme, die sich mit folgenden Themen beschäftigen:  

• Prävention von Antisemitismus, Rassismus und radikalisierenden Verschwörungstheorien 
insbesondere bei jungen Menschen in der Ausbildung;  

• Prävention von geschlechterspezifischer Abwertung;  
• Bekämpfung von Diskriminierung und Hass gegen LGBTQ-Personen.  

Auch im Zusammenhang mit der Inklusion behinderter Menschen in den Arbeitsmarkt fördert 
das Sozialministerium ein Projekt „Prävention und Sensibilisierung für Jugendliche gegen 
Extremismus“. Die Zielgruppe des Projekts sind Jugendliche in Ausbildung. Das Projekt wurde in 
2022 und 2023 mit ca. 500.000 gefördert. Eine Evaluierung des Projekts im Jahr 2022 habe 
positive Resultate ergeben. 88 Prozent der Teilnehmer gaben an, dass ihnen die Workshops 
geholfen hätten, Diskriminierungssituationen besser zu erkennen.  

In einem weiteren Projekt hat das Innenministerium in den Jahren 2017 bis 2020 gemeinsam mit 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung Weiterbildungs-
veranstaltungen zum Thema Radikalisierung und Rekrutierung für Schüler, Lehrer, Angestellte 

 

23 Siehe hierzu: https://www.zusammen-halten.at/ 
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von Jugendorganisationen und Strafverfolgungsbehörden unterstützt. Die Workshops wurden mit 
75.500 Euro finanziert und vom „Bundesweiten Netzwerk offene Jugendarbeit (boJA)“24 
durchgeführt. 

5. Spanien  

In Spanien gibt es seit dem Jahr 2000 die „Spanische Beobachtungsstelle für Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit (OBERAXE)“25. Die Beobachtungsstelle ist für die Analyse und die 
Bereitstellung von Informationen, wie auch für die Umsetzung von Plänen und Strategien in 
diesem Bereich zuständig. Sie kann auch Vorschläge für Maßnahmen im Kampf gegen Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit machen.  

OBERAXE hat den „Strategischen Rahmen für Bürgerschaft und Inklusion gegen Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit (2023 – 2027)“26 ausgearbeitet. Der strategische Rahmen stellt einen 
Leitfaden sowohl für nationale, regionale und kommunale Verwaltungen als auch für 
zivilgesellschaftliche Organisationen dar. Er beinhaltet Maßnahmen in Politikbereichen wie 
Inklusion im Arbeitsmarkt, Bildung, Gesundheit, Soziales sowie Sport und Kultur. Auch 
Prävention und Aufklärungskampagnen zu Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz 
werden in dem Dokument aufgegriffen. Der Strategische Rahmen baut auf vorherigen Plänen auf, 
dem „Strategischen Plan für Bürgerschaft und Inklusion“ und der „Gesamtstrategie gegen 
Rassismus, rassistische Diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender 
Intoleranz“.  

OBERAXE führt Projekte durch und beteiligt sich an Projekten, die durch die EU-Kommission 
mitfinanziert werden. Dazu gehören unter anderem: 

• das SCORE-Projekt (Sport Cities Fighting Racism in Europe)27,  
• das LEARN-Projekt (Local Entities against Racism Network)28  
• das CLARA-Projekt (Local Learning Communities against Racism, Xenophobia and Hate 

Speech)29.  

 

24 Siehe hierzu: https://www.boja.at/boja-bundesweites-netzwerk-offene-jugendarbeit 

25 Siehe hierzu https://www.inclusion.gob.es/oberaxe/en/index.htm 

26 Zusammenfassung in englischer Sprache online abrufbar unter: 
https://www.inclusion.gob.es/oberaxe/ficheros/documentos/SummaryStrategic-Frameworkfor-Citizenship-and-
Inclusionagainst-Racism-and-Xenophobia2023-2027.pdf 

27 Siehe hierzu: https://scoreproject.net/ 

28 Siehe hierzu: https://proyectolearn.eu/summary-in-english/ 

29 Siehe hierzu: https://proyectoclara.es/ 
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Darüber hinaus haben spanische Ministerien untereinander eine „Vereinbarung zur 
institutionellen Kooperation gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und LGBTI-phobie“30 
geschlossen. Die Vereinbarung bezieht auch zivilgesellschaftliche Gruppen als Beobachter mit 
ein. Im Rahmen dieser Vereinbarungen wurden mehrere Arbeitsgruppen eingerichtet, zum 
Beispiel über Hass-Rede im Online-Bereich. Des Weiteren wurde im Ministerium für 
Gleichstellung ein „Rat für die Beseitigung von rassistischer und ethnischer Diskriminierung“31 
geschaffen. Zu dessen Arbeitsschwerpunkten gehören auch die Aufklärung und das Training 
relevanter Akteurinnen und Akteure.  

Für die Bekämpfung von Antisemitismus hat die spanische Regierung den „Nationalen Plan für 
die Umsetzung der Europäischen Strategie zur Bekämpfung von Antisemitismus (2023-2030)“32 
verabschiedet. Der Plan umfasst neben Maßnahmen zur Bekämpfung von antisemitischen Hass, 
Gewalt und Terrorismus gegen Juden auch den Schutz des jüdischen Erbes und der Lebensweise 
sowie Maßnahmen im Bereich Bildung, Forschung und der Bekämpfung der Holocaust-
Leugnung.  

Um gegen Antiziganismus vorzugehen, wurde im Ministerium für Inklusion, soziale Sicherung 
und Migration ein Beirat der Roma eingerichtet. Der Beirat ist ein interministerielles 
Beratungsgremium, das die Zusammenarbeit der staatlichen Verwaltung mit den Roma-
Verbänden begleitet. Der Beirat ist ebenfalls zuständig für die Umsetzung der „Nationalen 
Strategie für Gleichberechtigung, Inklusion und Teilhabe der Roma“33.  

6. Schweden 

Die schwedische Regierung hat bereits seit einiger Zeit Strategien und Pläne gegen 
unterschiedliche Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit aufgesetzt. Zu den 
wichtigsten Initiativen gehört die 2001 verabschiedete „Nationale Strategie gegen Rassismus, 
Feindseligkeit, Homophobie und Diskriminierung“34. Im Jahr 2016 verabschiedete die Regierung 
erneut einen „Nationalen Plan gegen Rassismus, ähnliche Formen von Feindseligkeit und 

 

30 Online abrufbar unter (nur in spanischer Sprache): 
https://www.inclusion.gob.es/oberaxe/ficheros/ejes/cooperacion/Acuerdo_insterinsticuional_original.pdf 

31 Siehe hierzu: https://igualdadynodiscriminacion.igualdad.gob.es/en/home.do 

32 Online abrufbar unter (nur in spanischer Sprache): 
https://www.mpr.gob.es/prencom/notas/Documents/2023/310123-PlanNacionalAntisemitismo.pdf 

33 Online abrufbar unter (nur in spanischer Sprache): 
https://commission.europa.eu/document/download/739e2eaa-575c-49ae-9a6e-
90f2d6d02aa4_en?filename=estrategia_aprobada_cm_2_nov.pdf.pdf 

34 Online abrufbar unter (nur in schwedischer Sprache): 
https://www.regeringen.se/contentassets/756e19b1212a4c738805a5a5df6b091a/nationell-handlingsplan-mot-
rasism-framlingsfientlighet-homofobi-och-diskriminering/ 
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Hasskriminalität“35. Dieser Plan verfolgt einen integrierten Ansatz in fünf strategischen 
Bereichen:  

• Mehr Wissen, Bildung und Forschung;  
• Verbesserte Koordinierung und Monitoring;  
• Verstärkte Unterstützung und intensiverer Dialog mit der Zivilgesellschaft;  
• Stärkung von Präventivmaßnahmen im Online-Bereich;  
• ein aktiveres Justizsystem.  

Im Rahmen des Nationalen Plans führt beispielswiese die staatliche Agentur „Living History 
Forum“36 eine große Bildungsinitiative über unterschiedlichen Formen von Rassismus in der 
Geschichte bis heute durch. Ebenfalls werden ein nationales Forschungsprogramm zu Rassismus 
eingerichtet sowie zivilgesellschaftliche Initiativen zur Bekämpfung von Rassismus und anderen 
Formen der Intoleranz mit Fördermitteln unterstützt.  

Auf der Grundlage des nationalen Plans hat die schwedische Regierung fünf Aktionsprogramme 
für den Zeitraum 2022 bis 2024 entwickelt, die sich bestimmen Formen der gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit widmen: Antisemitismus37, Rassismus gegen Sami38, Islamfeindlichkeit39, 
Antiziganismus40 und Afrophobie41.  

 

35       Online abrufbar unter: 
https://adsdatabase.ohchr.org/IssueLibrary/SWEDEN_National%20plan%20to%20combat%20racism,%20simil
ar%20forms%20of%20hostility%20and%20hate%20crime.pdf 

36 Siehe hierzu: https://www.levandehistoria.se/english 

37 Online abrufbar unter: https://www.government.se/contentassets/fd27acdb13fe45fe9c78db206afc6db4/action-
programme-to-combat-antisemitism.pdf 

38 Online abrufbar unter: https://www.government.se/contentassets/08060ebbc8074facae3a9919a6874fd9/action-
programme-to-combat-racism-against-sami.pdf 

39 Online abrufbar unter: https://www.government.se/contentassets/f23d10d4091a45338b7f6ac0ea620f54/action-
programme-to-combat-islamophobia.pdf 

40 Online abrufbar unter: https://www.government.se/contentassets/262663204bab4852a9d6ae9a99d80a9b/action-
programme-to-combat-antigypsyism.pdf 

41 Online abrufbar unter: https://www.government.se/contentassets/e09e43de0cbc42b0ac8d6026b9b00531/action-
programme-to-combat-afrophobia.pdf 
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Darüber hinaus hat die schwedische Regierung 2014 eine „Strategie für Gleichberechtigung und 
Chancengleichheit für LGBTIQ-Personen“42 verabschiedet. 2024 wurde zudem ein „Nationaler 
Plan gegen gewalttätigen Extremismus und Terrorismus“43 veröffentlicht.  

Die schwedische Regierung hat die Evaluierung der oben genannten nationalen Pläne in Auftrag 
gegeben. Bereits 2023 hat die Schwedische Agentur für Öffentliche Verwaltung einen Bericht 
über den Plan gegen Rassismus des Jahres 2016 veröffentlicht. Dabei kam sie zu dem Schluss, 
dass die Ergebnisse der Strategie eher schwach waren. Der nationale Plan habe kein konkretes 
Ziel verfolgt, das mit der Arbeit gegen Rassismus hätte erreicht werden sollen. Andererseits habe 
die Strategie auch positive Resultate hervorgebracht, z. B. dass einige Behörden durch den 
Nationalen Plan ein besseres Verständnis dieser Themen erlangt hätten.44 Der Nationale Plan für 
Gleichberechtigung und Chancengleichheit für LGBTQ-Personen wurde bereits 2016 von der 
Schwedischen Agentur für Öffentliche Verwaltung evaluiert. Als Ergebnis stellte sie fest, dass die 
Maßnahmen zu der Erreichung der Ziele des Planes beigetragen hätten.45 

*** 

 

42 Online abrufbar unter (nur in schwedischer Sprache, aber Zusammenfassung in englischer Sprache): 
https://www.regeringen.se/contentassets/a9e6f17695204d5380edee25b1f069a8/en-strategi-for-lika-
rattigheter.pdf  

43 Online abrufbar unter (nur in schwedischer Sprache): 
https://www.regeringen.se/pressmeddelanden/2024/01/forebygga-forhindra-skydda-och-hantera-ny-nationell-
strategi-mot-valdsbejakande-extremism-och-terrorism/; Informationen in englischer Sprache: 
https://www.government.se/press-releases/2024/01/prevent-avert-protect-and-manage-new-national-strategy-
against-violent-extremism-and-terrorism/ 

44 Online abrufbar unter (nur in schwedischer Sprache): https://www.statskontoret.se/siteassets/rapporter-
pdf/2023/2023_12---utskriftsversion.pdf  

45 Online abrufbar unter (nur in schwedischer Sprache): 
https://www.statskontoret.se/siteassets/publikationer/2016/201631.pdf  

https://www.statskontoret.se/siteassets/publikationer/2016/201631.pdf
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